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1. Vorbemerkungen  

Das Kartellverbot in Art. 101 AEUV erfasst nicht nur Vereinbarungen oder 
Beschlüsse zwischen Unternehmen, sondern auch „aufeinander abgestimmte 
Verhaltensweisen“. In der Praxis bereitete die Abgrenzung zwischen dem 
relevanten abgestimmten Verhalten und dem zulässigen Parallelverhalten, etwa 
der Preisführerschaft bei Benzinpreisen, Schwierigkeiten. In der vorliegenden 
Entscheidung nahm der EuGH eine abgestimmte Verhaltensweise an, wenn 
die Unternehmen durch die vorherige Abstimmung die mit dem autonomen 
unternehmerischen Verhalten verbundenen Risiken durch ihr wechselseitiges 
Verhalten beseitigen und dadurch Marktfaktoren ausschalten. Erfasst wird 
somit jede Form der Koordinierung zwischen Unternehmen, die bewusst eine 
praktische Zusammenarbeit an die Stelle des mit Risiken verbundenen 
Wettbewerbs treten lässt und die zu nicht mehr wettbewerbsgerechten 
Marktbedingungen führt. Ein typisches Mittel einer derartigen 
Verhaltenskoordinierung ist die vorherige gegenseitige Information der 
Unternehmen über ihr zukünftiges Marktverhalten, etwa durch den Austausch 
von Preislisten. 

 
2. Sachverhalt 
Von Januar 1964 bis Oktober 1967 kam es in der Gemeinschaft unstreitig 

zu drei allgemeinen und einheitlichen Erhöhungen der Farbstoffpreise. 

Nachdem zunächst im Januar 1964 die Preise der meisten Anilinfarbstoffe 

in Italien, den Niederlanden, Belgien und Luxemburg sowie in einigen 

Drittländern um 15 % erhöht wurden, trat eine gleiche Erhöhung im Januar 

1965 in Deutschland ein. Zugleich setzten fast sämtliche Hersteller in allen 

Ländern des Gemeinsamen Marktes, mit Ausnahme Frankreichs, die Preise 

für dir von der Preiserhöhung des Jahres 1964 ausgenommenen Farbstoffe 

und Pigmente einheitlich um 10 % herauf. Da sich die Firma ACNA an der 

1965 auf dem italienischen Markt vorgenommenen Preiserhöhung nicht 

beteiligte, erhielten die übrigen Unternehmen die angekündigte Anhebung 

ihrer Preise auf diesem Markt nicht aufrecht. Im Oktober 1967 wurden 

dann, außer in Italien, die Preise für alle Farbstoffe von fast allen 

Herstellern erhöht, und zwar um 8 % in Deutschland, den Niederlanden, 

Belgien und Luxemburg sowie um 12 % in Frankreich. Im Hinblick auf 

diese Preiserhöhungen hat die Kommission im Mai 1967 von Amts wegen 

ein Verfahren wegen mutmaßlicher Verletzung von Art. 101 AEUV gegen 
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17 Farbstoffhersteller mit Sitz innerhalb und außerhalb der Gemeinschaft 

sowie gegen zahlreiche Tochtergesellschaften und Vertreter dieser 

Unternehmen eingeleitet. Im Juli 1967 stellte die Kommission fest, dass die 

Preiserhöhung das Ergebnis von unter Verstoß gegen Art. 101 Abs. 1 

AEUV aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen seien. Infolgedessen 

hatte sie gegen jedes der Unternehmen eine Geldbuße festgesetzt. Gegen 

diese Entscheidung erhob die Firma Imperical Chemical Industries Ltd. 

(ICI) Nichtigkeitsklage. Der EuGH wies das Vorbringen der Klägerin als 

unbegründet zurück. 

 

3. Aus den Entscheidungsgründen 

[64/67]     Artikel 85 stellt den Begriff „aufeinander abgestimmte 
Verhaltensweisen“ neben die Begriffe „Vereinbarungen zwischen 
Unternehmen“ und „Beschlüsse von Unternehmensvereinigungen“, um durch 
seine Verbotsvorschrift eine Form der Koordinierung zwischen Unternehmen 
zu erfassen, die zwar noch nicht bis zum Abschluß eines Vertrages im 
eigentlichen Sinne gediehen ist, jedoch bewußt eine praktische 
Zusammenarbeit an die Stelle des mit Risiken verbundenen Wettbewerb treten 
läßt. Die aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen erfüllen daher schon 
ihrem Wesen nach nicht alle Tatbestandsmerkmale einer Vereinbarung, 
sondern können sich insbesondere auch aus einer im Verhalten der Beteiligten 
zutage tretenden Koordinierung ergeben. Zwar ist ein Parallelverhalten für sich 
allein noch nicht einer abgestimmten Verhaltensweise gleichzusetzen, doch 
kann es ein wichtiges Indiz für eine solche darstellen, wenn es 
Wettbewerbsbedingungen führt, die im Hinblick auf die Art der Waren, die 
Bedeutung und Anzahl der beteiligten Unternehmen sowie den Umfang des in 
Betracht kommenden Marktes nicht den normalen Marktbedingungen 
entsprechen. Dies gilt namentlich dann, wenn das Parallelverhalten es den 
beteiligten Unternehmen ermöglicht, ein Preisgleichgewicht auf einem anderen 
als dem Niveau zu erzielen, das sich aus dem Wettbewerb ergeben hätte und 
erworbene Marktpositionen zum Schaden eines wirklich freien Warenverkehrs 
im Gemeinsamen Markt und der freien Lieferantenwahl durch den 
Verbraucher zu verfestigen. 

[68]     Die Frage, ob es im vorliegenden Fall zu einer Abstimmung gekommen 
ist, läßt sich somit nur dann richtig beantworten, wenn die in der 
angefochtenen Entscheidung angeführten Indizien nicht einzeln, sondern in 
ihrer Gesamtheit unter Berücksichtigung der Besonderheiten des 
Farbstoffmarkts gewürdigt werden. (…)  

[69/75]     Der Farbstoffmarkt ist dadurch gekennzeichnet, daß 80 % des 
Absatzes auf etwa zehn Herstellerfirmen entfallen, die am allgemeinen eine 
beträchtliche Größenordnung haben und häufig außer Farbstoffen auch 
andere chemische Erzeugnisse oder pharmazeutische Spezialerzeugnisse 
herstellen. Diese Unternehmen haben sehr unterschiedliche Produktions- und 
damit auch Kostenstrukturen. Dadurch wird es für den einzelnen Hersteller 
schwierig, sich Kenntnis von den Kosten der Konkurrenten zu verschaffen. 
Die Gesamtzahl der Farbstoffe ist sehr hoch, denn jedes einzelne 
Unternehmen stellt mehr als tausend Artikel her. Der durchschnittliche Grad 
der Austauschbarkeit dieser Erzeugnisse wird bei Standardfarbstoffen als 
relativ gut angesehen, während der für die Spezialfarbstoffe sehr niedrig oder 
sogar gleich Null sein kann. Bei den Spezialerzeugnissen tendiert der Markt in 
gewissen Fällen zu Oligopolbildung. Wegen der verhältnismäßig geringen 
Auswirkung des Farbstoffpreises auf den Preis des Enderzeugnisses des 
Abnehmers ist die Beweglichkeit der Nachfrage bei Farbstoffen im gesamten 
Markt beschränkt, was kurzfristig zu Preiserhöhungen anregt. Andererseits 
steigt die Gesamtnachfrage nach Farbstoffen beständig, was den Herstellern 
eher einen Anreiz zu einer Politik gibt, die sie an diesem Wachstum teilhaben 
lässt. 

[76/82]     Für den Farbstoffmarkt in der Gemeinschaft ist kennzeichnend, 
daß es fünf isolierte nationale Märkte mit unterschiedlichem Preisniveau gibt, 
ohne daß sich dies durch Unterschiede bei den Kosten und Belastungen 
erklären läßt, welche die Hersteller in den einzelnen Ländern zu tragen haben. 
Die Errichtung des Gemeinsamen Marktes war auf diese Lage anscheinend 
ohne Einfluß, denn die Unterschiede im Preisniveau der einzelnen Staaten 
haben sich kaum verringert. Es steht im Gegenteil fest, daß jeder der 
nationalen Märkte oligopolistische Merkmale aufweist und daß sich auf der 
Mehrzahl dieser Märkte das Preisniveau unter dem Einfluß eines Preisführers 
bildet, der in einigen Fällen der bedeutendste inländische Hersteller ist, in 
anderen jedoch seinen Sitz in einem anderen Mitgliedstaat oder einem 
Drittstaat hat und über eine Tochtergesellschaft tätig wird. Diese Abschottung 
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der Märkte ist nach Meinung der Sachverständigen auf die Notwendigkeit 
zurückzuführen, den Verbrauchern an Ort und Stelle einen 
anwendungstechnischen Kundendienst zur Verfügung zu stellen und sofortige 
Belieferung, im allgemeinen in begrenzten Mengen, zu gewährleisten, wobei 
die Hersteller – von Ausnahmen abgesehen – an ihre in den einzelnen 
Mitgliedstaaten ansässigen Tochtergesellschaften liefern und durch ein Netz 
von Vertretungen und Auslieferungslagern sicherstellen, daß den besonderen 
Wünschen der Abnehmer hinsichtlich des Kundendienstes und der 
Belieferung Rechnung getragen wird. Im Laufe des Verfahrens hat sich 
ergeben, daß sich die Preise selbst dann, wenn der Hersteller mit einem 
bedeutenden Abnehmer in einem anderen Mitgliedstaat unmittelbar in 
Verbindung tritt, üblicherweise nach der geographischen Lage des 
Abnehmerbetriebs bilden und am Preisniveau des nationalen Marktes 
orientieren. Wenn sich die Hersteller mit dieser Handhabung auch in erster 
Linie den Besonderheiten des Farbstoffmarkts und den Bedürfnissen ihrer 
Kundschaft angepaßt haben, so ist doch die dadurch bedingte Abschottung 
des Marktes geeignet, den Wettbewerb aufzuspalten und auf diese Weise die 
Verbraucher in ihrem nationalen Markt zu isolieren und zu verhindern, daß 
sämtliche Hersteller einander auf dem gesamten Gebiet des Gemeinsamen 
Marktes gegenübertreten. Vor diesem die Funktionsweise des Farbstoffmarkts 
kennzeichnenden Hintergrund sind die streitigen Vorgänge zu würdigen. (…) 

[83/87]     Die Preiserhöhungen von 1964, 1965 und 1967, die Gegenstand der 
angefochtenen Entscheidung sind, stehen miteinander im Zusammenhang. Die 
am 1. Januar 1965 in Deutschland vorgenommene Erhöhung der Preise für die 
meisten Anilinfarbstoffe um 15 % war nur die Erstreckung der Januar 1964 in 
Italien, den Niederlanden, in Belgien und Luxemburg festgesetzten 
Preiserhöhung auf einen weiteren nationalen Markt. Die Preiserhöhung für 
bestimmte Farbstoffe und Pigmente, die am 1. Januar 1965 in allen 
Mitgliedstaaten außer in Frankreich stattfand, erstreckte sich auf alle von der 
ersten Preiserhöhung ausgenommenen Erzeugnisse. Wenn die im Herbst 1967 
durchgeführte Preiserhöhung sich allgemein auf 8 %, in Frankreich jedoch auf 
12 % verlief, so sollten damit in diesem Land die Erhöhungen von 1964 und 
1965 nachgeholt werden, an denen der französische Markt wegen des 
Preisüberwachungssystems nicht teilgenommen hatte. Infolgedessen können 
diese drei Preiserhöhungen nicht voneinander getrennt werden, obwohl sie 
nicht völlig in der gleichen Weise vor sich gegangen sind. 

(…) 

[103]     Im ganzen gesehen verraten diese drei aufeinander folgenden 
Preiserhöhungen eine fortschreitende Zusammenarbeit zwischen den 
betroffenen Unternehmen. Nachdem man im Jahre 1964, in dem 
Ankündigung und Inkraftsetzung der Erhöhung zusammenfielen, aber 
hinsichtlich des betroffenen Warensortiments geringfügige Abweichungen 
bestanden, Erfahrungen gesammelt hatte, lassen die Erhöhungen von 1965 
und 1967 insofern ein anderes Vorgehen erkennen, als die Unternehmen, von 
denen die Initiative ausging (BASF und Geigy), ihre Erhöhungsabsicht jeweils 
einige Zeit vor der Verwirklichung ankündigten und damit den Unternehmen 
Gelegenheit gaben, ihre wechselseitigen Reaktionen auf den einzelnen Märkten 
zu beobachten und sich diesen Reaktionen anzupassen. Durch diese 
Vorankündigungen beseitigten die einzelnen Unternehmen untereinander jede 
Ungewißheit über ihr zukünftiges Verhalten und damit zu großen Teil auch 
das normale Risiko, das mit jeder autonomen Änderung des Verhaltens auf 
einem oder mehreren Märkten verbunden ist. Dies galt umso mehr, als diese 
Ankündigungen, die zur Festsetzung globaler und einheitlicher 
Preiserhöhungen für die Farbstoffmärkte führten, diese Märkte hinsichtlich 
der Steigerungssätze transparent machten. Somit haben die betroffenen 
Unternehmen durch ihre Handlungsweise vorübergehend bei den Preisen 
einige Wettbewerbsbedingungen des Marktes ausgeschaltet, die einem 
einheitlichen Parallelverhalten entgegenstanden. 

(…) 

[120]     Die Klägerin macht geltend, die einheitlichen Preiserhöhungen hätten 
den Handel zwischen den Mitgliedstaaten nicht beeinträchtigen können, weil 
die Verbraucher es trotz der spürbaren Unterschiede zwischen den in den 
einzelnen Staaten angewandten Preisen stets vorgezogen hätten, ihre 
Farbstoffkäufe im Inland zu tätigen. 

[121/123]     Aus den vorgenannten Feststellungen folgt indessen, daß die 
aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen, welche die Marktaufspaltung 
aufrechterhalten sollten, die Bedingungen ungünstig beeinflussen konnten, 
unter denen sich der Handel mit Farbstoffen zwischen den Mitgliedstaaten 
abspielt. Die Unternehmen, die diese Verhaltensweisen praktiziert haben, 
wollten bei den einzelnen Preiserhöhungen das Risiko einer Veränderung der 
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Wettbewerbsbedingungen auf ein Mindestmaß verringern. Die Einheitlichkeit 
und Gleichzeitigkeit der Preiserhöhungen hat namentlich dazu gedient, ein 
Abwandern der Kundschaft der einzelnen Unternehmen zu verhindern und 
dadurch erworbene Marktpositionen zu verfestigen, und hat auf diese Weise 
dazu beigetragen, die Aufteilung der traditionellen nationalen Märkte dieser 
Waren zum Nachteil eines wirklich freien Farbstoffhandels im Gemeinsamen 
Markt weiter zu „zementieren“. 


